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Abwägung im Beteiligungsverfahren gem. §§ 3 (2) und 4(2) BauGB 
 

Stadt Karben 
Bebauungsplanung Nr. 158.1 
"Ortskern Burg-Gräfenrode", 1. Änderung 
 
Beschlussvorlage für die Stadtverordnetenversammlung zu den 
eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen der Bürger  
gem. § 3 (2) BauGB und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 (2) BauGB 
 
im Rahmen der Offenlage. 

 
 
 
 
 
Beteiligungsfrist der Offenlage: 04.11.2013 bis 06.12.2013 
 
Bearbeitungsstand des Bebauungsplanentwurfes: 10.06.2013 
 
Bearbeitungsstand der Abwägung:                         09.02.2015 
 
 
 
 
 
 
Bearbeitung der Abwägung:         
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Übersicht der beteiligten TÖB`s zur Offenlage Bebauungsplan "Burg-Gräfenrode" 2013 
Name Name  Ort Rücklaufnr. Anregung Hinweis beteiligt: ja/nein 
Amt für Bodenmanagement Büdingen Hanau 6  Hinweis ja 
Botanische Vereinigung für 
Naturschutz in Hessen 

Herrn Dr. Jörg Weise Wettenberg    über BUND  

BUND, Kreisverband Wetterau Ulrike Loos, Peter-Geibel-Str. 5 61184 Karben 4  Hinweis ja 

Deutsche Gebirgs- und Wander- 
vereine  

Landesverband Hessen e.V. 
Frau Silke Kettner 

Butzbach    über BUND 

Hessische Gesellschaft für Ornithologie u. Naturschutz Echzell    über BUND 

Landesamt für Denkmalpflege  
Hessen 

Abt. hessen Archäologie Wiesbaden 8  Hinweis ja, beteiligt intern den 
Wetteraukreis Archä 

Landesjagdverband Hessen e. V.   Bad Nauheim    über BUND 

Landrat des Wetteraukreises  Kommunalaufsicht I/2 Friedberg    ja 

Mainova AG NRM Netzdienste Rhein-Main Frankfurt am 
Main 

5 keine  Ja, per mail info. 

NABU Karben Schloßstraße 72 61184 Karben    Ja, über BUND 

Naturschutzbund Deutschland Landesverband Hessen e.V. Wetzlar    ja, über BUND 

Ortsbeirat Burg-Gräfenrode Karlfred Heidelbach, Strackgasse 5 Karben    ja 

OVAG – Oberhessische  Versorgungsbetriebe AG Friedberg 3  Hinweis ja 

Regionalverband FrankfurtRheinMain Frankfurt/ Rhein-Main Frankfurt 7 keine  ja 

Regierungspräsidium Darmstadt  Regionale Siedlungs- und 
Bauleitplanung, Az. V31.2 

Darmstadt 1.5  Hinweis ja 8-fach 

RP Abteilung Regionalplanung  1.1 keine   

RP Abteilung Naturschutz  1.2 Verweis auf Untere 
N.(s.2.3) 

 

RP Grundwasserschutz/Wasserversorgung  1.3  Hinweis  

RP Bergaufsicht  1.4 keine   

RP Arbeitsschutz und Umwelt   keine   

Wetteraukreis Koordinierungsstelle FD 4.1 
Strukturförderung und Umwelt 

Friedberg    ja 10-fach 

 FSt 1.3.1 Straßenverkehrs- und 
Zulassungsstelle 

 2.1 keine   

 FSt 2.3.2. Kommunalhygiene      

 FSt 4.1.1 Archäologische Denkmalpflege  2.2  Hinweis  

 FD 4.2 – Landwirtschaft  2.5 keine   
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 FD 4.5 – Bauordnung  2.6 Anregungen   

 FSt 4.5.0 Untere Denkmalschutzbeh.  2.7 keine   

 FSt 4.5.5 Brandschutzdienststelle  2.8  Hinweis  

 FSt. 4.1.3 Wasser- und Bodenschutz  2.4 keine   

 FSt. 4.1.2 Naturschutz und Landschaftspflege  2.3 Anregung   

27 TÖBs zu beteiligen       

Darunter 1 TÖB (Mainova) nur per 
mail 

Auf Wunsch hin      

       

       

       

       

69 Gesamtzahl aller TÖBs       

Stand: Februar 2015 

 
 
 
 
 
Anregungen von Bürgerinnen und Bürgern 
 
Keine 
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1. Regierungspräsidium Darmstadt / Eingang 04.12.2013 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme 

 
Seitens des Regierungspräsidiums wird aus allen Dezernaten den 
Festsetzungen des Satzungsplanes zugestimmt. 
 

 
 
 
 
 
 
B. Abwägung  
 
 
ad 1.1. (Dezernat Regionalplanung) 
 
Es werden keine Bedenken erhoben. 
 
 
ad 1.2. (Dezernat Naturschutz) 
 
Es sind keine Schutzgebiete betroffen. Es wird daher auf die untere 
Naturschutzbehörde verwiesen. (s. unten Pkt. 2.3) 
 
 
ad 1.3. (Dezernat Grundwasserschutz/Wasserversorgung) 
 

Es werden keine Bedenken erhoben. 
Der Hinweis, dass die Geltungsbereiche des Bebauungsplanes im 
Heilquellenschutzgebiet liegen, wird in den Bebauungsplan übernommen. 
 
 
ad 1.4. (Dezernat Bergaufsicht) 
 
Es werden keine Bedenken erhoben. 
Auch von Seiten der Abteilungen Arbeitsschutz und Umwelt bestehen keine 
Bedenken. 
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ad 1.5. (Dezernat Zentraler Kampfmittelräumdienst) 

 
Dieses Dezernat wurde nicht beteiligt, weil es keine Hinweise auf das 
Vorkommen von Kampfmitteln gibt.  
 
 
 
 
 

C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie 

unter Pkt. B abgewogen. 
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2. Wetteraukreis / Eingang 04.12.2013 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme 

 
 
Von Seiten des Fachdienstes 4.5 Bauordnung werden Bedenken 
vorgebracht. 
 
Von Seiten der Fachdienste „Archäologische Denkmalpflege“ und 
„Naturschutz“ und „Brandschutz“ werden Hinweise gegeben. 
 
 
 
B. Abwägung  
 
 
ad 2.1: FSt 1.3.1 (Straßenverkehrsangelegenheiten) 
 
Die Zuständigkeit des Kreises wird nicht berührt. 
Die Zuständigkeit fällt der Straßenverkehrsbehörde der Stadt Karben zu, deren 
Belange nicht berührt werden, da alle Geltungsbereiche auf private Grundstücke 
beschränkt sind. 
 
 
 
ad 2.2: FSt. 4.1.1 (Archäologie) 
 
Da im Gebiet mittelalterliche Siedlungsreste bekannt sind, die jedoch nach aller 
Wahrscheinlichkeit nur im Geltungsbereich des umfassenderen Bebauungs-
planes Nr. 158 liegen und nicht auf den bereits bebauten privaten Grundstücken, 
die Gegenstand dieser 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 158 sind, wird die 
Anregung als Hinweis in den Bebauungsplan Nr. 158.1 übernommen, dass das 
Vorkommen von Baudenkmälern, die bei Erdarbeiten bekannt werden, der 
Denkmalschutzbehörde zu melden sind. 
 
Siehe hierzu der inhaltlich gleichlautende Hinweis von „hessen Archäologie“ 
(Anregung Nr. 8 unten). 
 
Bedenken werden nicht vorgebracht. 
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ad 2.3:    FSt. 4.1.2 Naturschutz 
 
Es werden keine grundlegenden Bedenken vorgebracht. 
 
Die Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung im Biotopwertverfahren wird in den 
Begründungstext zum Bebauungsplan eingefügt werden. 
Die sich aus der 1. Änderung des Bebauungsplanes ergebenden 
Nutzungsänderungen werden hinsichtlich der Flächenausdehnung und der 
ökologischen Wertigkeit berechnet und nachvollziehbar dargestellt. 
Es ergibt sich ein Biotopwertdefizit von 12.271 Wertpunkten. 
 
 
 
 
ad 2.4    FSt. 4.1.3 (Wasser- und Bodenschutz) 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
ad 2.5:   FD 4.2 (Landwirtschaft) 
 
Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
ad 2.6:   FD 4.5 ( Bauordnung) 
 
ad Pkt 1: Die Präzisierung zu den Nutzungsrechten für die beiden festgesetzten 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte wird in folgender Weise erfolgen:  
 
- In der Burgstraße 7 ist das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten des 

nördlich gelegenen Hintergebäudes festgesetzt. 
- In der Ilbenstädter Straße 11A ist das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu 

Gunsten des Anwesens Flurstück 221/1 festgesetzt. 
 

ad Pkt 2: Die Plandarstellung wird noch einmal daraufhin durchgesehen, wo 
aufgrund einer fehlenden Vermaßung Unsicherheiten in der Beurteilung der 
Festsetzung von Baugrenzen entstehen könnten. Wo keine Vermaßung 
eingetragen ist, bezieht sich die Baugrenze oder Baulinie auf eine Gebäude- 
kante im Bestand oder deren Fluchtlinie. 
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ad Pkt 3: Die Kulturdenkmäler in der Berliner Straße 6 und Berliner Straße 10 
sind im Plan nachrichtlich eingetragen. Die Lesbarkeit des Planzeichens wird 
verbessert und statt KD ein D am Grundstück und in der Legende zum Plan 
eingetragen. 
 
Das Gebäude in der Weißenburgstr. 21 ist Teil der Gesamtanlage um die 
Oberburg in der Burgstraße 13. Dies ist im Bebauungsplan auch nachrichtlich so 
festgesetzt. Ein D ist auf dem Grundstück Weißenburgstr. 21 wie auch den 
anderen Denkmalen als Planzeichen eingetragen. 
 
 
ad 2.7: 
 
Die korrekte Eintragung der Denkmale im Bebauungsplanentwurf wird von der 
Unteren Denkmalschutzbehörde begrüßt. Es bestehen keine Bedenken. 
 
 
 
 
ad 2.8: 
 
Gegen die Planfestsetzungen bestehen von Seiten des Vorbeugenden 
Brandschutzes keine Bedenken, wenn die aktiven brandschutztechnischen 
Voraussetzungen erfüllt sind. 
Diese Voraussetzungen werden in zusammengefasster Form in der Begründung 
zum Bebauungsplan aufgeführt. Auch die angefügten Hinweise auf sonstige 
Maßnahmen, die dem Brandschutz dienen, werden in zusammengefasster Form 
in die Begründung übernommen werden. 
 
Durch die kleinteiligen Arrondierungen an bestehende Gebäude, die Gegenstand 
der 1. Änderung des Bebauungsplanes sind, ergeben sich keine Änderungen der 
bestehenden Feuerwehrangriffswege und deren Belastbarkeit.  
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C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
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3. ovag / Eingang 06.12.2013 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahmen des Kreisausschusses 
 
Seitens der ovag Netz AG werden keine Bedenken geäußert und ein 
Hinweis gegeben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
B. Abwägung 
 

Der Hinweis auf bestehende Netze und Transformatorenstationen 
bezieht sich auf Anlagen, die außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes Nr. 158.1 liegen. Sie liegen im Geltungsbereich des 
alten Bebauungsplanes Nr. 158. 
 
Die im Anhang von der ovag gelieferte Darstellung der Lage der Anlagen 
wird der Stadt Karben zu deren Unterlagen gegeben. 
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C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
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4. BUND / Eingang 03.12.2013 
 
 
 
 
 
 

A. Zusammenfassung der Stellungnahme 
 
In Zuständigkeit für die anerkannten Naturschutzverbände wird den 
Festsetzungen zugestimmt.  
 
Die Abkehr von den Festlegungen, die in Absprache mit den Bürgern im 
Rahmen des Dorferneuerungsprogramms getroffen worden waren, wird 
bedauert. 
 

 
B. Abwägung 
 
Das Bedauern wird zur Kenntnis genommen. 
 
Keine Abwägung erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

C. Beschluss 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme 
wie unter Pkt. B abgewogen. 
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5. Netzdienste RheinMain / Eingang 27.11.2013 
 
 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme 
 

Seitens der Netzdienste der Mainova werden keine Bedenken oder Hinweise 
gegegeben. 

 
 
 
 
B. Abwägung  
 
Keine Abwägung erforderlich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

C. Beschluss 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme wie unter 
Pkt. B abgewogen. 
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6. Amt für Bodenmanagement / Eingang 27.11.2013 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme 
 
Es werden keine Anregungen und Bedenken geäußert. 
 
Es wird ein Hinweis gegeben für künftige Bauleitplanungsverfahren. 

 
B. Abwägung  
 
Für künftige Bauleitplanungsverfahren wird der Hinweis gegeben, dass die Verwendung 
des Amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystems ALKIS als Kartengrundlage für 
derartige Planungen mit dem Hinweis auf den Rechteinhaber versehen werden muss. 
 
Es wird daher folgender Hinweis in die Begründung, Kapitel „ Rechtsgrundlagen des 
Bebauungsplanes“ und im Plan eingefügt:  
„Datengrundlage für den Liegenschaftsplan ist das Amtliche Liegenschaftskataster-
informationssystem ALKIS der Hessischen Verwaltung für Bodenmanagement und 
Geoinformation“. 
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C. Beschluss 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahmen wie 
unter Pkt. B abgewogen. 
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7. Regionalverband FrankfurtRheinMain / Eingang 26.11.2013 
 
 
 
 
 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme 
 
Es werden keine Hinweise oder Anregungen gegeben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
B. Abwägung 
 
Keine Abwägung erforderlich 

 
 
 
 
 
C. Beschluss 

 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme 
wie unter Pkt. B abgewogen. 
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8. Landesamt für Denkmalpflege Hessen / hessen Archäologie 

    Eingang 16.11.2013 
 
 
 
 
A. Zusammenfassung der Stellungnahme 
 
Es werden keine Anregungen gegeben, aber die Bitte um Einfügung von 
Hinweisen in den Bebauungsplan geäußert. 
 
 
 
B. Abwägung 
 
Da Geltungsbereiche des Bebauungsplanes Nr. 158.1 "Ortskern Burg-
Gräfenrode", 1. Änderung „in unmittelbarer Nähe des hochmittelalter-
lichen Kernes um die Burg herum liegen“, sollen 3 vorformulierte 
Hinweise auf Verfahrensregelungen bei/vor Baubeginn und/oder 
Erdarbeiten in den Bebauungsplan übernommen werden. 
 
Die Hinweise werden in den Plan als Hinweise übernommen. 
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C. Beschluss 

 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die Stellungnahme 
wie unter Pkt. B abgewogen. 
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